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AMERIKA−GIPFEL

Enterprise America

AmWochenendefindetin
Quebec der dritte

Amerika−Gipfel statt. Hier
soll eintexanischer

Traumwahr werden: die
"FreeTrade Areaofthe

Americas"− eine
Freihandelszoneauf dem

gesamten Kontinent.

George Bushjunior kommt
aus Texas. Dort, so sagt man,
überni mmt der Sohn die
Ranch des Vaters, oder er
führtinanderer Weisedessen
Lebenswerk fort. 1990 ver-
kündete George Bush senior
seine Vision vom"Enterprise
of the Americas", von einer
Freihandelszone, die sich
über dengesamten Kontinent
erstreckensollte. Die meisten
US−Politiker taten die Initiati-
ve als utopistische Vorstel-
lung ab. Denn eben erst war
ein Jahrzehnt der Bürgerkrie-
gein Zentralamerika und der
Schuldenkriseni mSüden des
Kontintents vergangen. La-
teinamerikagalt alsinstabiler
Investitions− und Produkti-
onsstandort für multinationa-
le Unternehmen.
Das sollte sich ändern. Die

internationalen Finanzorgani-
sationen verordneten ultrali-
berale, exportorientierte
Strukturanpassungsmaßnah-
men. So verschärften sich in
den neunziger Jahren die so-
zialen Gegensätze. Gleichzei-
tig verzeichnete die Region
aber das zweitstärkste Wirt-
schaftswachstuminder Welt.
WennsichamWochenende

alle Regierungschefs des Kon-
tinents außer Fidel Castro
zum dritten Amerikanischen
Gipfel i m kanadischen Que-
bectreffen, fehlt nur nochih-
re Unterschrift, um die Free
Trade Area of the Americas
(FTAA) zu begründen, in der
rund 20 Prozent des globalen
Handels abgewickelt würde
und die mit über 800 Millio-
nen"Konsumenten" der größ-

te gemeinsame Wirtschafts-
raumder Welt wäre.
Im Wahlkampf hatte Bush

junior die kontinentale Frei-
handelszone zu einemseiner
Hauptthemen gemacht. Sein
Vorgänger William Clinton
brachte 1994zwar das Norda-
merikanische Freihandelsab-
kommen(Nafta) zwischen Ka-
nada, denUSAund Mexikoauf
den Weg. Er scheiterte aber
mit einem gesamtamerikani-
schen Projekt. Der Kongress
hatte sich wiederholt gewei-
gert, demso genannten fast−
track zuzusti mmen. Der fast−
track begrenzt den Einfluss
des Kongresses auf Entschei-
dungenüber Wirtschafts− und
Handelsabkommen mit ande-
ren Ländern und gibt dem
Präsidenten weitgehende
Voll machten.

Big Biz all over
Nun scheinen sich die Wi-

derstände im Kongress auf-
zulösen. Im März erklärten
die Demokraten, sie seien be-
reit, demfast−track zuzusti m-
men. Ihr Abgeordneter San-
der Levindeutetean, dass die
von seiner Partei und von ei-
nigengroßen Gewerkschaften
geforderten Arbeits−, Sozial−
und Umweltstandards beim
Abschluss vonHandelsverträ-
genkünftig"flexibler" gehand-
habt werden könnten. Diese
Klauseln werden von vielen
lateinamerikanischen Regie-
rungen abgelehnt, weil sie
demNorden eine Möglichkeit
eröffnen, neue Handelsbarrie-
renzuerrichten.

So plädierte vor allemder
US−Handelsbeauftragte Ro-
bert Zoellick auf dem FTAA−
Gipfel der amerikanischen
Wirtschaftsminister Anfang
April in Buenos Aires dafür,
das kontinentale Freihandels-
projekt schon 2003, zwei Jah-
refrüher als geplant, in Kraft
zusetzen. Dochinsbesondere
Brasilien, neben Mexiko die
größte Wirtschaftsmacht in
Lateinamerika, legte sich qu-
er. Außenminister CelsoLafer
erklärte, zu einem früheren
Zeitpunkt und ohne die Be-
reitschaft der USA, ihren
Markt sozuliberalisieren, wie
sie es von denlateinamerika-
nischen Ländern fordern,
werde es mit Brasilien keine
FTAAgeben.

Die Sprecher der südameri-
kanischen Gewerkschaften
protestierten massiv undfor-
derten ebenfalls Sozialklau-
seln. Zoellick gab überra-
schend nach: Washington
überlege, seine Anti−Lohn-
dumpinggesetze auf die FTAA
nicht anzuwenden. Ungeach-
tet der US−Agrarlobbyverkün-
dete er zudem: Über die Ab-
schaffung der hohen Subven-
tionen für die eigenen land-
wirtschaftlichen Produkte
könne ebenfalls verhandelt
werden, umden US−Markt für
lateinamerikanische Produk-
tezuöffnen. Schließlicheinig-
te mansichauf das Jahr 2005
und schloss einen Kompro-
miss. Zwar sollen Sozialklau-
selnin den Vertragaufgenom-
men werden. Wer dagegen
verstoße, müsse aber nicht
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mit Sanktionen rechnen, ver-
sicherte der ecuadorianische
Ministerpräsident und derzei-
tige FTAA−Vorsitzende Heinz
Moeller.
Die ungewöhnliche Kom-

promissbereitschaft der USA
zeigt: Bush hat es eilig mit
dem Vertrag über das Frei-
handelsabkommen. Denn
das südamerikanische Wirt-
schaftsbündnis Mercosur
wird stärker. Und Brasilien
entwickelt sich zum süd-
lichen Gegenpol der USA:
Der brasilianische Präsident
Fernando Henrique Cardoso
forciert die wirtschaftlicheIn-
tegration Südamerikas i mna-
tionalen ökonomischen Inter-
esse. Noch wichtiger für die
USA dürfte der Wettlauf mit
der EUundJapan umdie Vor-
herrschaft auf demWeltmarkt
sein. Der südamerikanische
Wirtschaftsraumspielt dabei
eine besondere Rolle. Die vier
Mercosur−Staaten Argenti-
nien, Brasilien, Uruguay und
Paraguay bringen zusammen
54 Prozent der lateinamerika-
nischen Wirtschaftsleistung.

Widerstand gegen
Enterprise America
wächst
Offenbar trägt auch der

wachsende Widerstandgegen
die "Enterprise of the Ameri-
cas" zur Hektik des US−Präsi-
dentenbei. DieInteressender
Kritiker sind zwar unter-
schiedlich, sie lassen sich
aber nicht länger ignorieren.
Immer häufiger wird beklagt,
dass die Verhandlungen über
die FTAA ein Jahrzehnt lang
unter Ausschluss der nationa-
len Parlamente zwischen den
Regierungschefs und den
großen Wirtschaftsverbänden
geführt wurden.
Dafür gibt es einen guten

Grund. Was Bush als "Export
der Freiheit" bezeichnet, be-
deutet die sicherheits− und
wirtschaftspolitische Neuord-
nung des Kontinents unter
der Hegemonie der USA.
Ein Teil dessen ist der Plan
Colombia, ein von den USA
vorangetriebenes militäri-
sches Projekt, das unter dem
Vorwand der Drogenbekämp-
fung die Andenregion befrie-
den und− wie es beispielswei-
se die deutschen Entwick-
lungsdienste nennen− das "In-
vestitionskli ma in Kolumbien
verbessern" soll.
Der Export der Freiheit be-

trifft nicht die Migrationswilli-
geni mSüden. Seitdemes die
Nafta gibt, sind nicht nur die
Grenzanlagen zwischen den
USA und Mexiko aufgerüstet
worden. Im guatemalteki-
schen Grenzgebiet zu Mexiko
wurde auf Initiative der USA
und in Absti mmung mit den
zentralamerikanischen Regie-
rungen ein 20 Kilometer brei-
ter "Sicherheitskordon" einge-
richtet. Dort kontrolliert eine
neue Grenzpolizei Reisende
aus Zentralamerika und weist
siegegebenenfalls zurück.
Die rigiden wirtschaftspoli-

tischen Besti mmungen der
Nafta sollen demnächst auf
demganzen Kontinent gelten.

Geschützt werden sollen vor
allem die Interessen multina-
tionaler Konzerne, deren Zen-
tralein den USAliegt. Das zö-
ge die Liberalisierung der
staatlich protegierten natio-
nalen MärkteunddieAbschaf-
fung der teilweise in der Ver-
fassung verankerten Bevorzu-
gung staatlicher Unterneh-
men bei der Auftragsvergabe
nach sich. Auch müsste die
Privatisierung des öffentli-
chen Dienstleistungssektors
forciert werden. Das alles soll
mit einer "Nichtdiskri minie-
rungsklausel" für Dienstleis-
tungen, Märkte undInvestitio-
nen erreicht werden. Das Ka-
pitel 11 der Nafta−Verträge ga-
rantiert jedemausländischen
Konzern das Recht, seine
Gleichbehandlung mit einhei-
mischen Unternehmen oder
eineEntschädigungfür erlitte-
ne Diskri minierung juristisch
einzuklagen.
Die Erfahrungen mit der

Nafta haben gezeigt, dass die
von Clinton so bezeichnete
"Partnerschaft für den Wohl-
stand" auf demlateinamerika-
nischen Subkontintent unter
anderem das Ende der klein-
bäuerlichen Landwirtschaft
sowie der kleinen und mittel-
ständischen Industriezweige
bedeuten würde. Zudem ist
mit sinkenden Löhnen und ei-
ner Ausweitung der transna-
tionalen Billiglohnindustrie in
Lateinamerikazurechnen.
Hunderte von Basisgrup-

pen, NGO und Gewerkschaf-
ten rufen zu Protestaktionen
gegen den Gipfel in Quebec
auf. ZumSchutz des Treffens
hat die kanadische Regierung
ein Aufgebot an Sicherheits-
kräften bestellt wie seit 1759
nicht mehr, als maneineInva-
sion englischer Truppen er-
wartete. Um die Altstadt, wo
der Gipfel stattfinden wird,
ist ein drei Meter hoher
Schutzwall errichtet worden.
Wennin Quebec alle 34ameri-
kanischenRegierungschefsih-
re Unterschrift unter den Ent-
wurf für das FTAA−Vertrags-
werk setzen, verpflichten sie
sich gleichzeitig, demSchutz
des individuellen Privateigen-
tums oberste Priorität ein-
zuräumen. Die Aufnahme ir-
gendwelcher Demokratie−, So-
zial− oder Umweltklauseln in
das Vertragswerk kann da
nicht mehr als eine kosme-
tische Korrektur sein.
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